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Antrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Dr. Paul 
Wengert, Volkmar Halbleib, Klaus Adelt, Inge Au-
res, Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Harald Güller, 
Günther Knoblauch, Natascha Kohnen, Dr. Her-
bert Kränzlein, Hans-Ulrich Pfaffmann, Harry 
Scheuenstuhl, Helga Schmitt-Bussinger, Reinhold 
Strobl, Dr. Simone Strohmayr und Fraktion (SPD) 

Kommunen stärken! Bayern stärken! Zukunft si-
chern! 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Landtag stellt fest: 

Die Selbstverwaltung der Gemeinden dient gem. 
Art. 11 Abs. 4 der Bayerischen Verfassung dem 
Aufbau der Demokratie in Bayern von unten nach 
oben. 

Unsere Kommunen sind somit das Fundament un-
seres demokratischen Staatsaufbaus. Dieses 
Fundament ist jedoch an vielen Stellen aus finan-
ziellen, strukturellen und politischen Gründen brü-
chig geworden. Ein starkes Bayern setzt aber ein 
starkes Fundament auf kommunaler Ebene vo-
raus. Die Bürgerinnen und Bürger erwarten viel 
von ihren Städten und Gemeinden. Sie sind ihre 
ersten Ansprechpartner und Dienstleister. Politik 
für Kommunen ist deshalb unmittelbare Politik für 
die Bürger. 

Nach dem Grundsatz der Subsidiarität obliegen 
den Kommunen nicht nur die örtlichen Aufgaben 
der kommunalen Selbstverwaltung und Daseins-
vorsorge, sondern immer stärker auch die Umset-
zung der von Land, Bund und Europäischer Union 
vorgegebenen Politik. In ihnen bündeln sich oft 
gesellschaftliche Probleme, ohne dass den Kom-
munen hinreichende Mittel und Instrumente zur 
Bewältigung ihrer wachsenden Aufgaben in die 
Hand gegeben werden. 

In der Folge stoßen viele Kommunen an die Gren-
zen ihrer Leistungsfähigkeit. Die Kommunale 
Selbstverwaltung wird faktisch immer mehr ausge-
höhlt. 

Der Freistaat Bayern ist deshalb gefordert, die 
Kommunen so zu stärken, dass sie dauerhaft 
handlungsfähig bleiben und ihr Leistungsangebot 
aufrechterhalten können. Erfolg kann die kommu-
nale Förderpolitik nur haben, wenn sie landespoli-
tisch als Querschnittaufgabe verstanden wird. 

2. Der Landtag sieht vorrangigen Handlungsbedarf 
bei der Sicherung zweier Grundvoraussetzungen 
für starke Kommunen in Bayern: 

─ Die bewährte kommunale Daseinsvorsorge 
darf nicht angetastet werden. Gefährdungen 
durch die einseitige Liberalisierungspolitik der 
gegenwärtigen EU-Kommission kann und 
muss parteiübergreifend und im Schulter-
schluss mit den Bürgerinnen und Bürgern ab-
gewehrt werden, wie beim Beispiel Trinkwas-
ser. Um bei den aktuellen Verhandlungen zwi-
schen EU und den USA über ein Freihandels-
abkommen sicherzustellen, dass die Daseins-
vorsorge nicht privatisiert wird, sondern voll-
umfänglich in bewährter öffentlicher Hand 
bleibt, sind Bundes- und Staatsregierung ge-
fordert. Es gilt, schnellstmöglich die Aufgaben 
der kommunalen Daseinsvorsorge in Deutsch-
land präzise zu definieren und diese Definition 
gegenüber der EU-Kommission geltend zu 
machen. Des Weiteren müssen sich Bund und 
Länder in Brüssel für eine kommunalfreundli-
che Gestaltung des Vergabe- und Beihilfe-
rechts einsetzen. 

─ Die Finanzsituation der bayerischen Kommu-
nen muss entsprechend ihren gewachsenen 
Aufgaben nachhaltig und dauerhaft gestärkt 
werden, um die kommunale Selbstverwaltung 
funktionsfähig zu erhalten. Gemeinden, Land-
kreise und Bezirke brauchen mehr finanzielle 
Gestaltungsspielräume, viele Kommunen 
müssen diese erst wieder zurückgewinnen. 
Grundlage und Auftrag für strukturelle Verbes-
serungen ist die durch Volksentscheid vom 
15. September 2013 in die Bayerische Verfas-
sung aufgenommene Bestimmung: „Der Staat 
gewährleistet den Gemeinden im Rahmen sei-
ner finanziellen Leistungsfähigkeit eine ange-
messene Finanzausstattung.“ 

3. Der Landtag fordert darüber hinaus weitere lan-
despolitische Maßnahmen, um die Kommunen an-
gesichts der aktuellen Herausforderungen hand-
lungsfähig zu erhalten bzw. zu machen. 

Dazu gehören: 

─ In der Energiepolitik die Erstellung eines Mas-
terplans mit verlässlichen Rahmenbedingun-
gen für die künftige Energieversorgung Bay-
erns und eine Förderung regionaler Energie-
konzepte. Da die Windkraft das größte Poten-
zial zur Realisierung der Energiewende in 
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Bayern hat, darf ihre bestmögliche Nutzung 
nicht be- oder gar verhindert werden. Vielmehr 
muss es Kommunen und Regionalen Pla-
nungsverbänden möglich sein, lokale Wind-
kraftkonzepte zu realisieren; 

─ in der Bildungspolitik ein stärkeres Engage-
ment des Freistaats für den Erhalt wohnortna-
her Schulen, die Ermöglichung von Gemein-
schaftsschulen, die Förderung von gebunde-
nen Ganztagsschulen, die Streichung des Ei-
genanteils der Kommunen und mehr Schulso-
zialarbeiter; 

─ in der Familienpolitik eine Ausweitung der 
staatlichen Fördermittel für eine qualitativ 
hochwertige und bedarfsdeckende Infrastruk-
tur für Kinderbildung und Kinderbetreuung; 

─ in der Politik für Menschen mit Behinderung 
eine größere staatliche Unterstützung bei der 
Umsetzung der Inklusion unter klarer Beach-
tung des Konnexitätsprinzips inkl. eines Son-
derinvestitionsprogramms für bauliche Verän-
derungen; 

─ in der Wohnungsbaupolitik mehr Unterstüt-
zung bei der Versorgung der Bürger mit 
Wohnraum;  

─ in der Verkehrspolitik zusätzliche Fördermaß-
nahmen zur Verbesserung der Mobilität, ins-
besondere im Bereich des ÖPNV und SPNV;  

─ in der Infrastrukturpolitik eine flächendeckende 
Förderung des Breitbandausbaus durch einen 
höheren Mitteleinsatz sowie eine deutliche 
Vereinfachung des Genehmigungsverfahrens; 

─ in der Regional- und Strukturpolitik eine Neu-
formulierung des Landesentwicklungspro-
gramms (LEP), Maßnahmen, die der demo-
grafischen Entwicklung Rechnung tragen und 
helfen, die regionalen Disparitäten zu beseiti-
gen; 

─ in der Zuwanderungspolitik eine wirksame und 
nachhaltige Unterstützung der Kommunen bei 
der Lösung von Fragen der Integration;   

─ in der Gesundheitspolitik wirksame Maßnah-
men zur Sicherung einer flächendeckenden 
haus- und notärztlichen Versorgung und einer 
wohnortnahen Krankenhausversorgung;   

─ in der Verwaltungspolitik der Abbau von Über-
regulierungen, insbesondere in Genehmi-
gungs- und Zuschussverfahren, und 

─ in der Personalpolitik eine Personalverstär-
kung bei den Landratsämtern, denen im Rah-
men der zu begrüßenden Verlagerung staatli-
cher Aufgaben von oben nach unten solche 
Aufgaben oder neue, zusätzliche Aufgaben 
zugewiesen werden.   

4. Der Landtag bekräftigt das Ziel einer nachhaltigen 
Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung in 
Bayern durch eine bessere Finanzausstattung der 
Kommunen mit folgenden Forderungen:  

─ Der kommunale Anteil am allgemeinen Steu-
erverbund muss stufenweise von aktuell 12,75 
Prozent auf 15 Prozent erhöht werden, da frei 
verfügbare Mittel von besonderer Bedeutung 
für Städte und Gemeinden sind. 

─ Der kommunale Anteil am Kfz-Steuerersatz-
verbund soll schrittweise auf die bis 2002 gel-
tenden 65 Prozent erhöht werden. 

─ Angesichts des deutlichen Anstiegs des 
Grunderwerbsteueraufkommens ist der Kom-
munalanteil daran angemessen zu erhöhen. 

─ Die Erstattungsquote bei der Schülerbeförde-
rung ist nicht zuletzt wegen des gestiegenen 
Aufwands angemessen anzuheben. 

─ Gemeinden mit erheblichem Investitionsstau 
müssen mit einem Strukturförderprogramm 
wieder in die Lage versetzt werden, ihre Auf-
gaben aktiv und nachhaltig wahrnehmen zu 
können. 

─ Parallel zum staatlichen Schuldenabbau sind 
überschuldeten und strukturschwachen Kom-
munen durch die Einrichtung eines kommuna-
len Entschuldungsfonds Wege aus der Ver-
schuldung zu eröffnen.  

─ Mit höheren Pauschalzuweisungen statt im-
mer mehr Einzelfördertöpfen ist wo immer 
möglich der kommunalen Selbstverwaltung 
größere Entscheidungsfreiheit und mehr politi-
scher Gestaltungsspielraum zu ermöglichen. 

─ Durch eine Anhebung der staatlichen Aus-
gleichsmittel für die Bezirke sollen die kreis-
freien Städte und Landkreise (und somit auch 
die kreisangehörigen Kommunen) entlastet 
werden. 

Der Landtag sieht die hier formulierten landespoliti-
schen Maßnahmen als Agenda der 17. Legislaturperi-
ode für starke Kommunen in einem starken Bayern. 


